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I m N a m e n ' d ess V o l k e s
Verkündet '

am 27„ Febr„ 1964

In Sachen
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Klägers und Revisionsklägérs,

gegen

ococg'ouooouoooooooooooolooo

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Februar 1964, an der

mitgewirkt_haben

‘senatspräsident R a a c k
als Vorsitzender,

_
Bundesrichter Dr° Schwankhart und

Bundesrichter S c h m i d t h a l s

’
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dro K a i s e r ;und
!

Bundessozialrichterin 8 k o w r o n e k
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 21„ März 1963
mit den ihm zugrundeliegenden Feststellungen aufge—

hoben° ' '

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwicsen°

Von Rechts wegen„
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Der Kläger bezog Invalidenrente seit dem 1° Oktober 19500

Auf Grund des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungs

gesetzes stellte die Beklagte durch Bescheid vom 300 Sep—

tember 1960 die Rente um, Im Klageverfahren begehrt der!

Kläger eine höhere Rente° Das Sozialgericht (SG) hat die

Klage abgewiesen, das Hessische Landessozialgericht (LSG)

die Berufung des Klägers als unbegründet zurückgewiesen°

Das Urteil ist dem Kläger am 6, Mai 1963 zugestellt wor—
den, Er hat innerhalb der Revisionsfrist unter Vorlage ei—

nes Armutszeugnisses um das Armenrecht nachgesücht° Der Be—

schluß des Senats, welcher ihm das Armenrecht verweigerte,

ist ihm am 22° August 1963 zugestellt worden; Am 160 Sep—
tember 1963 hat er durch seinen Prozeßbevollmächtigtcn

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen der versäumtcn

Revisionsfrist beantragt und die versäumte Prozeßhandlung

(Revisionseihlegung) am 200 September 1963 nachgeholt°

„
Mit der nicht zugelassenen Revision beantragt der Kläger,

das angefochtene Urteil des LSG in Darmstadt,

vom 210 März 1963 aufzuheben und die Beklagte zu

verurteilen, ihm eine Rente nach dem Umstellungs—

faktor 4,7 zu zahlen,

4,
hilfsweise, (
die Sache zur anderweitigen Verhandlung und

Entscheidung zurückzuverweisen°

’Seine Revision hat der Kläger fristgemäß begründet, indem

er rügt, das LSG habe in der mündlichen Verhandlung vom

21° März 1963 wesentliche Verfahrensvorsohriften verletzt°

Nach Aufruf der Sache habe der Gerichtsvorsitzende einen

von ihm — dem Kläger —
überreichteh Schriftsatz vorlesen,

worauf sich das Gericht schon zur Beratung zurückgezogen

habe, nach der das Urteil verkündet werden sei, Ihm sei

ein mündlicher Vortrag, insbesondere eine Erläuterung

seiner schriftlichen Ausführungen, nicht möglich gewesen°

f_ _3__
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Das ihm zustehende—rechtliche Gehör sei ihm sonach nicht

gewährt werden° Durch die geschilderte Handhabung der

mündlichen Verhandlung seien die @@106 und 112 des Sozial—

‚gerichtsgesetzes (SGG) verletzt° Im übrigen hat der Kläger
Ausführungen sachlich—rechtlichen Inhalts gemacht°

Die Beklagte hält einen wesentlichen Mangel des Verfahrens

vor dem LSG nicht für gegeben° Ausweislich des Verhandlungs—

protokolls vom 210 März 1963 seien die Beteiligten

gehört.worden° Sie'beantragt‚

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Die nicht zugelassene Revision ist form— und fristgerecht
eingelegt und begründet, sofern dem Kläger Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand wegen Versäumung der Revisionsfrist

zu gewähren ist„ Das ist hier der Fall, weil der Kläger

ohne Verschulden verhindert war, die Revisionsirist ein—

zuhalten (@ 67 SGG)„ Ist die Revision wegen des laufenden

Armenreehtsgesuches verspätet eingelegt werden, so trifft

den Beteiligten kein Verschulden, wenn das Armenrechts—

gesueh innerhalb der Revisionsirist eingegangen ist (BSG

1, 287, 288)° Auch hat der Kläger die versäumte Prozeß—

handlung (Revision mit Revisionsantrag) innerhalb eines

Monats nach Zustellung des Beschlusses über die Armenrechts—

verweigerung nachgeholt und Wiedereinsetzung in den vori-

gen Stand beantragte

Die Revision ist auch statthaft, da ein wesentlicher Man—

gel des Verfahrens des Berufungsgerichts gerügt ist und vor—
liegt„

Der Kläger hat gerügt, das Berufungsgericht habe in der

mündlichen Verhandlung vom 21° märz 1963 die 9@ 106 und 112

sec verletzte Nach 9 106 Abs„ 1 see hat der Vorsitzende
des Gerichts darauf hinzuwirken, daß Formfehler beseitigt,

unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge gestellt

und ungenügende Angaben tatsächlicher Art ergänzt sowie

alle für die Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts

wesentlichen Erklärungen abgegeben werdeno In entsprechender
‚ Ä_ .„
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Weise hat der Vorsitzende gemäß @ 112 Abs„ 2 SGG zu ver—
fahren9 den Beteiligten das Wort zu erteilen und das Sach—

und Streitverhältnis mit ihnen zu erörtern„ Gemäß 5 112

Abs«‘1 Satz 2 SGG beginnt die mündliche Verhandlung nach

Aufruf der Sache mit der Darstellung des Sachverhaltso
' \

Ausweislich der Niederschrift über die mündliche Verhand—

lung vom 21° März 1963, die dem angefochtenen Urteil vorm

ausging‚ wurden die Beteiligten‚ also auch der Kläger ge-

, _
hörte Nach Verlesung des von dem Kläger überreichten

Schriftsatzes vom 21° März 1963 haben die Beteiligtenr

darunter der Kläger, ihre Sachanträge gestellte Erst darauf

hat der Vorsitzende des Senats die mündliche Verhandlung gg
schlossen° Aus der Sitzungsniederschrift‚ gegen die der

Kläger nicht den Vorwurf der Fälschung erhoben hat (@ 122

_Abs° 3 SGG; @ 164 Satz 2 der Zivilbrozeßordnung), ergibt
sich insoweit kein Verfahrensmangelo Die Rügen des Klä—

gers können daher nur dahin aufgefaßt werden, daß der

Vorsitzende des Gerichts nicht genügend darauf hingewirkt

habe, daß der Vortrag des Klägers in tatsächlicher Hin—

sicht ergänzt werde (@ 106 Abs° 1 SGG), daß er das Sach—

und Streitvcrhältnis nicht genügend erörtert habe (5 112

Abs° 2_SGG) und daß er dem Kläger nicht ausreichend vor

_
der Entscheidung rechtliches Gehör gewährt habe (@ 62 SGG)„

Es kann jedoch dahingestellt bleiben, ob das LSG etwa un—

ter bestimmten Gesichtspunkten das dem Kläger zustehende

"rechtliche Gehör nicht gewährt hat; denn die
vom Kläger

durch seine Schilderung des Ablaufs der mündlichen Ver—

handlung und die Berüfung auf 5 112 SGGgerügte Vérletzung

des @112Abs° 1 Satz 2 sec liegt-voro Nachdieser Vor—
}schrift beginnt die mündliche Verhandlung nach'Aufruf der

Sache mit der Darstellung des Sachverhalts° Ausweislich

der Sitzungsniederschrift hat aber weder der Vorsdt2ende

noch ein anderer Richter den Sachverhalt dargeste‘lltc In»

dem für die Niederschrift verwandten Formblatt sind die

vorgedruckten Worte "Der Berichterstatter trägt den Sach—

_ _ 5 _
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verhalt vor" sowohl mit der Schreibmaschine als auch mit

der Hand durchgestricheno Die Darstellung des Sachverhalts

ist ein besonders bedeutsamer Teil der mündlichen Verhand—

lung (Teuteeh, KOV 1954, 83), sie kann als das Kernstück

der mündlichen Verhandlung bezeichnet werdeno Sie bezweckt9

diejenigen der beisitzenden Richter einschließlich der

ehrenamtlichen, welche die Akten nicht kennen, mit dem Sach—

und Streitverhältnis vertraut zu machen, ist aber auch für

die Beteiligten schon deshalb von erheblicher Bedeutung,

weil sie ihnen ermöglicht9 zu erkennen, was der Vorsitzen—

de oder der Berichterstatter aus dem Sachverhalt für we—

sentlich hält, und ihnen Gelegenheit gibt, die Darstellung

des Sachverhalts zu ergänzen oder zu berichtigen9 wenn sie

dies für erforderlich halten° Durch Unterlassen der Dar-

stellung des SachVerhalts hat das LSG gegen 5 112 Abs° 1
Satz 1 SGGverstoßen° Dieser hinreichend gerügte Mangel

ist auch wesentlich; denn die Vorschrift über die Darstele

lung des Sachverhalts in der mündlichen Verhandlung ist

eine zwingende Verfahrensvorschriftg die aus rechtsstaat—

lichen Gründen im öffentlichen Interesse erlassen ist°

Die hiernach zulässige Revision ist auch begründetc Das

Urteil des LSG beruht auf dem gerügten Verfahrensmangel9

denn es ist nicht die Möglichkeit ausgeschlossen, daB das

Gericht bei vorausgegangener Sachderstellung anders erkannt

hätte° Das angefochtene Urteil war daher auf die Revi—

sion des Klägers aufzuhebenc'

fvDa die Feststellungen des LSG auf Grund einer mündlichen

Verhandlung zustande gekommen sind? die ver ahrensrecht—

lieh unter dem Gesichtspunkt des 5 162 Abs„ 1 Nrc 2 SGG
nicht fehle.frei war, kann der Senat die Feststellungen.

im angefochtenen Urteil nicht benützen, um damit eine ei—

gene Sachentscheidung zu begründeno Der Senat ist daher

gehindert9 in der Secheselbst_zu entscheiden (@ 170
lbs„ 2 Sätze 1 und 2 SSG)C Die Sache war vielmehr zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuvere
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weisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)°

'Der Kostenäusspruch bleibt der den Rechtsstrbit abéchlies—

sendenEntscheidung vorbehalten (@193 see)° —
1i(
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